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Vorbemerkung

Mit dem am 25. Juli 2017 in Kraft getretenen ,Gesetz zur Férderung von Mieterstrom und zur
Anderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes*! ist eine Férderung
bestimmter Mieterstrommodelle im EEG 2017 verankert worden.? Auf der Grundlage der
neuen Regelungen im EEG 2017 kénnen die Betreiber von Solaranlagen bis 100 Kilowatt auf
Wohngebauden fur den von den Mietern vor Ort bzw. im raumlichen Zusammenhang zur An-
lage verbrauchten Strom kiinftig einen sog. Mieterstromzuschlag geltend machen. Zu beriick-
sichtigen ist, dass die Férderung erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die
EU-Kommission gewahrt werden darf. Der Mieterstromzuschlag bemisst sich nach der Vergu-
tung, die im Falle einer Einspeisung des Solarstroms in das Netz féllig ware, abzlglich eines
Betrages von 8,5 Cent je Kilowattstunde. Insgesamt ist die Forderung auf einen Zubau von
maximal 500 MW installierter Leistung pro Jahr begrenzt. Flankierend zu den Forderregelun-
gen im EEG 2017 wurden Bestimmungen zur Messung bei Mieterstrommodellen sowie zu
den Anforderungen an Mieterstromvertrage in die 88 20 Abs. 1d und 42a EnWG aufgenom-
men.

Nachdem das Mieterstromgesetz nun in Kraft getreten ist, geht es darum, die neuen Rege-
lungen zu verstehen und in der Praxis rechtssicher anzuwenden. Diese Anwendungshilfe gibt
einen ersten Uberblick tiber den neuen Rechtsrahmen fiir Mieterstrommodelle. Weitergehen-
de Umsetzungsfragen sollen im Zuge der nachsten Fassung dieser Anwendungshilfe im
Rahmen eines erganzenden ,Fragen-Antworten-Kataloges“ behandelt werden.

Ansprechpartner:

Dr. Nicole Pippke Christoph WeilRenborn

Telefon: +49 30 300199-1525 Telefon: +49 30 300199-1514
nicole.pippke @bdew.de christoph.weissenborn@bdew.de

! Vom 17.07.2017, versffentlicht im Bundesgesetzblatt Nr. 49 am 24.07.2017, abrufbar unter
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger BGBI#__bagbl _%2F%2F*%5B%40attr_id%3D
%27bgbl117s2532.pdf%27%5D___1500881183257.

% Alle Materialien des Gesetzgebungsverfahrens sind abrufbar unter
http://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw26-de-mieterstrom/511700.
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A. Forderung des Mieterstroms nach dem EEG 2017
I.  Voraussetzungen des Anspruchs auf Mieterstromzuschlag

Der Mieterstromzuschlag ist in § 19 Abs. 1 Nr. 3 EEG 2017 nun neben der Marktpramie und
der Einspeisevergutung als dritte Kategorie einer Férderung nach dem EEG 2017 aufgefihrt.
Anspruchsberechtigt ist der Betreiber der jeweiligen Solaranlage gegentiber dem Netzbetrei-
ber. Dieser erhalt den Mieterstromzuschlag zuséatzlich zu dem Entgelt, das er seinen Kunden
fur die Lieferung dieses Stroms in Rechnung stellt (s.u. Kap. D.IIl.).

Die Voraussetzungen fir den Anspruch auf den Mieterstromzuschlag ergeben sich aus § 21
Abs. 3 EEG 2017.

1. Geforderte Konzepte
Gemall § 21 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 besteht der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag

LfUr Strom aus Solaranlagen mit einer installierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Ki-
lowatt, die auf, an oder in einem Wohngebaude installiert sind, soweit er an einen Letzt-
verbraucher geliefert und verbraucht worden ist

1. innerhalb dieses Gebaudes oder in Wohngebauden oder Nebenanlagen im unmittelba-
ren rdumlichen Zusammenhang mit diesem Gebaude und

2. ohne Durchleitung durch ein Netz.”

a) Solaranlagen bis 100 Kilowatt auf Wohngebauden

Der Mieterstromzuschlag kommt von vornherein nur fir den in Solaranlagen erzeugten Strom
in Betracht. Andere Stromerzeugungsanlagen wie etwa BHKW sind unabhangig von ihrem
Einsatzstoff nicht erfasst.

AulRerdem ist die Forderung auf Solaranlagen bis 100 Kilowatt beschrankt, die auf, an oder in
einem Wohngebaude installiert sind. Die Regelung zur Anlagenzusammenfassung in § 24
Abs. 1 EEG 2017 ist dabei nicht anzuwenden. Das ergibt sich aus dem Wortlaut von § 24
Abs. 1 EEG 2017, der durch das ,Mieterstromgesetz* geandert worden ist. Hiernach sind
Anlagen ,zur Bestimmung der GroRe” nur ,nach § 21 Absatz 1 oder § 22“ gemafR den Anfor-
derungen des § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 zusammenzufassen, nicht wie vorher allgemein
nach ,§ 21 Absatz 1 und § 22“. Der Anwendungsbereich des Mieterstroms in § 21 Abs. 3
EEG 2017 ist also nicht von der leistungsseitigen Zusammenfassung nach dieser Regelung
umfasst.

Nach der Begriindung zu dieser Anderung erfolgt die Anlagenzusammenfassung bei Mieter-
strom hingegen ,gebaudespezifisch*.® Hiernach werden die PV-Module zusammengefasst,
die auf dem jeweiligen Wohngebaude installiert worden ist. Ubersteigt die Summe der instal-

® BT-Drs. 18/12355 (elektronische Vorabfassung), S. 20.
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lierten Leistung auf einem Gebaude 100 Kilowatt, besteht kein Anspruch auf den Mieter-
stromzuschlag.

§ 21 Abs. 3 EEG 2017 enthélt auRerdem Anforderungen

¢ an das Gebaude, auf, an oder in dem sich die Solaranlagen befinden, und
e an die Gebaude bzw. Einrichtungen, in denen der Strom verbraucht werden darf.

Bei dem Gebaude, auf, an oder in dem die Solaranlagen installiert wurden, muss es sich um
ein ,Wohngebaude® handeln. Das ist nach § 3 Nr. 50 EEG 2017 grundsatzlich ,jedes Ge-
baude, das nach seiner Zweckbestimmung Uberwiegend dem Wohnen dient, einschlielich
Wohn-, Alten- und Pflegeheimen sowie ahnlichen Einrichtungen®. Nach § 21 Abs. 3 Satz 2
EEG 2017 wird diese Wohnvorgabe fur den Anwendungsbereich der Mieterstromférderung
jedoch verandert: Hiernach ist 8 3 Nr. 50 EEG 2017 mit der MalRgabe anzuwenden, dass
mindestens 40 Prozent der Flache des Gebadudes dem Wohnen dient. Gebaude, die zu
mehr als 60 Prozent anderen Zwecken als dem Wohnen dienen, z.B. gewerblichen oder in-
dustriellen Zwecken, kommen fir Mieterstrommodelle hiernach nicht in Betracht.

b) Lieferung an einen Letztverbraucher

Der Mieterstromzuschlag kann nur fir Strom geltend gemacht werden, der ,an einen Letzt-
verbraucher geliefert” worden ist. Ausgeschlossen ist hiernach insbesondere der Eigenver-
brauch des Betreibers der Solaranlage. Liefert also auch der Betreiber der Solaranlagen den
erzeugten Strom nicht nur an Dritte, sondern verbraucht er einen Teil dieses Stroms selbst,
kann er fur diesen Anteil keinen Mieterstromzuschlag beanspruchen.

Die Eigenversorgung gem. 8 3 Nr. 19 EEG 2017 unterliegt eigenen Regelungen, insbesonde-
re gelten Sonderregelungen hinsichtlich der EEG-Umlage (88 61 ff. EEG 2017). So unterliegt
z.B. die Eigenversorgung mit Strom aus einer Solaranlage nach 8§ 61b Nr. 1 EEG 2017 einer
auf 40 Prozent verringerten EEG-Umlage. Allerdings gelten auch spezielle Anforderungen an
die Erfassung des Eigenverbrauchs; nach § 61h Abs. 2 EEG 2017 darf bei der Berechnung
der selbst erzeugten und verbrauchten Strommengen ,,Strom nur bis zur Héhe des aggregier-
ten Eigenverbrauchs, bezogen auf jedes 15-Minuten-Intervall (Zeitgleichheit), berlicksichtigt
werden® (zur Messung bei Mieterstrommodellen naher unter E).

c) Verbrauch im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang ohne Netzdurchleitung

Verbraucht werden darf der in den Solaranlagen auf dem Wohngebaude (s.0.) erzeugte
Strom nach § 21 Abs. 3 EEG 2017 nur ,innerhalb dieses Gebaudes oder in Wohngebauden
oder Nebenanlagen im unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang mit diesem Gebaude®.
Weitere Voraussetzung ist, dass der Strom nicht durch ein Netz durchgeleitet wird.

Wahrend Mieterstrommodelle nach dem urspriinglichen Regierungsentwurf auf den Ver-
brauch innerhalb desselben Gebaudes beschrankt sein sollten,” umfasst der Anwendungsbe-

* BT-Drs. 18/12355 (elektronische Vorabfassung), S. 6.
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reich der Regelung nun also auch Konzepte, bei denen der Strom (ganz oder teilweise) in
anderen Wohngebauden oder Nebenanlagen verbraucht wird, soweit diese sich ,im unmittel-
baren raumlichen Zusammenhang* befinden. In der Begriindung heift es hierzu wie folgt:®

,Durch das Erfordernis des unmittelbaren rdumlichen Zusammenhangs und die Voraus-
setzung, dass der Strom nicht durch ein Netz durchgeleitet wird, knipft die Regelung an
den raumlichen Anwendungsbereich der Eigenversorgung (8 3 Nr. 19 EEG 2017) an.

Diese Ausweitung erfolgt, da nicht jedes Gebaude gleichermalfien fir ein in sich abge-
schlossenes Mieterstrommodell geeignet ist und erschliel3t so weiteres Potential fir Mie-
terstrommodelle.

Im Bereich der Eigenversorgung i.S.d. 8 3 Nr. 19 EEG 2017 ist allerdings nicht abschliel3end
geklart, wann von einem Verbrauch ,im unmittelbaren raumlichen Zusammenhang* auszuge-
hen ist.® Die Anforderung ist auRerdem jeweils im Einzelfall zu priifen. Jedenfalls direkt be-
nachbarte Gebaude dirften regelmafig in einem unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang
stehen. Gleiches nimmt die Bundesnetzagentur in ihrem Leitfaden zur Eigenversorgung an,
wenn sich Stromerzeugungsanlage und Verbrauchsgerate auf demselben Grundstiick oder
demselben Betriebsgelande befinden, sofern der Zusammenhang nicht durch stérende Hin-
dernisse unterbrochen wird.”

Der Strom darf aul3erdem nicht durch ein Netz durchgeleitet werden. Nach der Definition in
§ 3 Nr. 35 EEG 2017 bezieht sich dieser Begriff auf ,,die Gesamtheit der miteinander verbun-
denen technischen Einrichtungen zur Abnahme, Ubertragung und Verteilung von Elektrizitat
fur die allgemeine Versorgung®. Eine Versorgung von Verbrauchsstellen desselben Wohn-
komplexes Uber ein Netz fir die allgemeine Versorgung ist daher nicht mehr Gegenstand des
.Mieterstromzuschlags®.

2. Zuordnung der Strommengen zu einer VerauflRerungsform nach § 21b EEG 2017

Der Katalog der moglichen VerauRerungsformen fur Strom aus Erneuerbaren Energien in

§ 21b Abs. 1 EEG 2017 ist um den Mieterstromzuschlag erganzt worden. Will der Betreiber
der Solaranlagen den Mieterstromzuschlag geltend machen, muss er die Anlagen der ent-
sprechenden VerdufRerungsform gemal § 21b Abs. 1 Nr. 3 EEG 2017 zuordnen und dies
dem Netzbetreiber gegeniiber mitteilen.

Nicht anwendbar ist dabei § 21b Abs. 2 EEG 2017, wonach Anlagenbetreiber den in ihren
Anlagen erzeugten Strom prozentual auf verschiedene Verau3erungsformen aufteilen kon-
nen. Fur den (Uberschuss-)Strom, der nicht von Letztverbrauchern im Gebaude oder in
Wohngebauden oder Nebenanlagen in unmittelbarer r&umlicher Nahe verbraucht wird und
der deshalb in das Netz eingespeist werden kann, enthalt § 21 Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 viel-
mehr folgende Sonderregelung:

® BT-Drs. 18/12988 (elektronische Vorabfassung, S. 34.
® Naher hierzu BDEW-Anwendungshilfe zur EEG-Umlage nach dem EEG 2014, 3. Aufl., S. 21 f.
! BNetzA, Leitfaden zur Eigenversorgung, S. 35f.
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,Ordnet der Anlagenbetreiber die Anlage dem Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3 zu,
ist zugleich die VerauRerungsform fur den Strom zu wahlen, der aus dieser Anlage in das
Netz eingespeist wird.”

In der Gesetzesbegriindung wird hierzu Folgendes ausgefiihrt:®

»ES ist mdglich, dass in einer Solaranlage nach § 21 Absatz 3 EEG 2017 erzeugter Strom
nicht vollstandig im Haus verbraucht, sondern ein Uberschuss in das Netz der allgemeinen
Versorgung eingespeist wird. Dann stellt sich die Frage, welcher Veraul3erungsform dieser
Uberschussstrom zuzuordnen ist. Die Beantwortung dieser Frage ist in doppelter Hinsicht
wichtig: zum einen hangt von der VerauRerungsform eine mégliche Vergutung des Uber-
schussstroms ab. Zum anderen ist nach 8§ 4 Absatz 3 Satz 1 StromNZV jede
Einspeisestelle (und damit auch der an dieser Stelle eingespeiste Strom) einem Bilanz-
kreis zuzuordnen. Diese Zuordnung erfolgt durch die Wahl einer VeraufRerungsform des

§ 21b Absatz 1 Satz 1 EEG 2017. Um insoweit einen Gleichlauf mit Zuordnungssachver-
halten ohne Mieterstromzuschlag zu schaffen, muss der Anlagenbetreiber die Entschei-
dung uber die Zuordnung des Uberschussstroms zeitgleich mit der Wahl des Mieterstrom-
zuschlags treffen.”

Der (mdgliche) Uberschuss kann hiernach entweder

e der Marktpramie nach § 20 EEG 2017,
e der Einspeisevergitung nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 EEG 2017 oder
e der sonstigen Direktvermarktung nach § 21a EEG 2017

zugeordnet werden. Eine Zuordnung zur Ausfallvergiitung nach § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017
scheidet hingegen aus, da diese nur Anlagen Uber 100 Kilowatt offen steht. Voraussetzung
fur eine Zuordnung zur gefdrderten oder sonstigen Direktvermarktung ist, dass ein Direktver-
markter fur den Uberschussstrom gefunden wird oder der Anlagenbetreiber den Strom selbst
direkt vermarktet. Im Regelfall diirfte vor diesem Hintergrund eine Zuordnung zur
Einspeisevergutung vorgenommen werden. Der eingespeiste Strom erhélt dann eine Ver-
gutung nach § 19 Abs. 1 Nr. 3i.V.m. 8§ 21 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. 88 48 Abs. 2, 49 EEG 2017.

Auf die Zuordnung des Uberschusses kann nicht verzichtet werden; vielmehr muss der Anla-
genbetreiber eine entsprechende Zuordnungsentscheidung nach § 21b Abs. 1 Satz 2 EEG
2017 treffen. Denn jede Einspeisestelle muss gem. § 4 Abs. 3 Satz 1 StromNZV einem Bi-
lanzkreis zugeordnet werden.

3. Anspruchsvoraussetzungen nach § 23b Abs. 2 bis 4 EEG 2017; 500-MW-Deckel
Der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag besteht nach § 23b Abs. 2 EEG 2017 frihestens

1. ab dem Datum, an dem sowohl die Solaranlage erstmals der Verau3erungsform des
Mieterstromzuschlags zugeordnet worden ist (s.0. 2.) als auch die Voraussetzungen
des 8§ 21 Abs. 3 EEG 2017 erstmals erfillt worden sind (s.o. 1.),

2. sobald das Datum nach Nr. 1 im Register eingetragen ist und

® BT-Drs. 18/12355, S. 19.
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3. sofern § 23b Abs. 3 EEG 2017 dem nicht entgegensteht.

Es muss also — neben der Zuordnung der Anlage zu der entsprechenden Verauf3erungsform
und der Erfullung der Voraussetzungen nach § 21 Abs. 3 EEG 2017 — dem Marktstammda-
tenregister gemeldet werden, dass der Mieterstromzuschlag in Anspruch genommen werden
soll. Entsprechende Anderungen der Marktstammdatenregisterverordnung (MaStRV) enthalt
Artikel 5 des ,Gesetzes zur Férderung von Mieterstrom und zur Anderung weiterer Vorschrif-
ten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes®. Die Angabe kann frUhestens im Rahmen der Re-
gistrierung der Anlage nach § 5 Abs. 1 MaStRV® erfolgen.

Zu berucksichtigen ist, dass nach 8 100 Abs. 7 EEG 2017 der Mieterstromzuschlag nicht in
Anspruch genommen werden kann fir Anlagen, die vor dem 25. Juli 2017 in Betrieb genom-
men worden sind.

Forderfahig sind also nur Solaranlagen, die nach dem 24. Juli 2017 in Betrieb
) genommen worden sind.

Die Forderung des Mieterstroms ist auf einen Anlagenzubau von 500 MW pro Kalenderjahr
beschrankt. Umgesetzt wird dieses Ziel durch 8§ 23b Abs. 3 EEG 2017:

,(3) Uberschreitet in einem Kalenderjahr die Summe der installierten Leistung der Solaran-
lagen, fur die die Angabe nach Absatz 2 Nummer 1 neu im Register eingetragen ist, erst-
mals das jahrliche Volumen von 500 Megawatt, entsteht kein Anspruch auf den Mieter-
stromzuschlag fur die Betreiber von Solaranlagen, bei denen der Tag nach Absatz 2
Nummer 1 nach dem letzten Kalendertag des ersten auf die Uberschreitung folgenden Ka-
lendermonats in dem Kalenderjahr liegt. Die Bundesnetzagentur veroffentlicht das Datum,
ab dem der Anspruch nicht mehr besteht, auf ihrer Internetseite. Sofern in einem Kalen-
derjahr das jahrliche Volumen von 500 Megawatt Uberschritten wird, reduziert sich das
jahrliche Volumen nach Satz 1 im jeweils folgenden Kalenderjahr um die iber 500 Mega-
watt hinausgehende Summe der installierten Leistung von Solaranlagen, fur die in dem
Kalenderjahr der Uberschreitung erstmals ein Anspruch auf Mieterstromzuschlag entstan-
den ist.”

In der Begriindung heiR3t es hierzu u.a. wie folgt:*°

»,Um die notwendige Investitionssicherheit bei Mieterstromprojekten zu erhalten und den
Deckel administrativ handhabbar zu machen, wird eine Ubergangszeit von zwei Monaten
gewahrt. Sobald die 500 MW-Grenze in den Meldungen fur Mieterstrom im Marktstamm-
datenregister erreicht ist, wird dies auf der Internetseite der BNetzA veréffentlicht. Der
Forderstopp gilt dann ab dem zweiten auf die Veroffentlichung folgenden Kalendermonat
und gilt in der Regel bis zum Ende des jeweiligen Jahres. Anlagen, die sich danach mel-
den, werden im nachsten Jahr vorrangig bertcksichtigt. “

o Verordnung Uber das zentrale elektronische Verzeichnis energiewirtschaftlicher Daten (Marktstammdatenregis-
terverordnung — MaStRV) v. 10.04.2017, BGBI. | Nr. 21, S. 842 ff.
0 BT-Drs. 18/12355, S. 20.
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Sobald der Zubau in einem Kalenderjahr nach den Eintragungen im Marktstammdatenregis-
ter die Grenze von 500 MW Uberschreitet, konnen also diejenigen Anlagenbetreiber keinen
Anspruch auf den Mieterstromzuschlag mehr geltend machen, bei denen das Datum, an dem
sie ihre Solaranlage der VerauRerungsform des Mieterstromzuschlags zugeordnet haben und
die Voraussetzungen des § 21 Abs. 3 EEG 2017 erfullen (8 23b Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017), erst
nach dem letzten Tag des ersten auf die Uberschreitung folgenden Kalendermonats liegt.

Beispielsfall:

Wenn also z.B. die 500 MW im Oktober 2018 tberschritten werden, kénnen alle
@ Anlagenbetreiber, bei denen die mal3geblichen Voraussetzungen erst nach dem
l 30. November 2018 erflillt sind, im Jahr 2018 keinen Anspruch geltend machen.
Umgekehrt kénnen alle Anlagenbetreiber, die noch im November 2018 die relevan-
ten Voraussetzungen erfillen, den Anspruch noch geltend machen, obwohl die 500-
MW-Schwelle bereits Uberschritten wurde.

Das mafRgebliche Datum wird von der Bundesnetzagentur auf ihrer Internetseite bekannt ge-
geben.

Kommen Anlagenbetreiber in einem Kalenderjahr aufgrund der Regelung des § 23b Abs. 3
EEG 2017 nicht zum Zuge, greift § 23b Abs. 4 EEG 2017. Hiernach entsteht der Anspruch
dann in der zeitlichen Reihenfolge des Datums nach § 23b Abs. 2 Nr. 1 EEG 2017 im Regis-
ter ab dem jeweils folgenden Kalenderjahr, soweit in dem entsprechenden Kalenderjahr das
jahrliche Volumen nach § 23b Abs. 3 EEG 2017 nicht tUberschritten wird. Dies bedeutet, dass
der Forderanspruch fir diejenigen Anlagen, die von § 23b Abs. 3 EEG 2017 betroffen waren,
dann ab dem 1. Januar des Folgejahres der Uberschreitung des Grenzwertes entsteht. In-
wieweit der Grenzwert von 500 MW fiir dieses Folgejahr bereits durch die Anlagen des Vor-
jahres aufgefullt wird, beurteilt sich danach, wann diese Anlagen mit der Vermarktungsform
des Mieterstroms im Marktstammdatenregister eingetragen worden waren.

Die Regelung in § 25 EEG 2017 zu Beginn, Dauer und Beendigung des Anspruchs ab dem
Zeitpunkt der Inbetriebnahme bleibt unberthrt (s. nachfolgend unter 4.).

4. Dauer der Forderung

Der Forderzeitraum fur den Mieterstromzuschlag ist identisch mit dem Férderzeitraum fir die
Einspeisevergltung. Nach § 25 Satz 1 EEG 2017 sind ,Marktpramien, Einspeisevergitungen
und Mieterstromzuschlage“ jeweils fur die Dauer von 20 Jahren zu zahlen. Nach § 25 Satz 2
EEG 2017 verlangert sich dieser Zeitraum fur Solaranlagen, fir die der Mieterstromzuschlag
geltend gemacht werden kann, bis zum 31. Dezember des zwanzigsten Jahres der Zah-
lung.™* Die 20-Jahres-Frist beginnt mit dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage. Selbst

" Diese Verlangerung ist nur anwendbar fir EEG-Anlagen, bei denen der anzulegende Wert gesetzlich bestimmt
wird. Solaranlagen, fiir die das Mieterstrommodell geltend gemacht werden kann, unterliegen allein aufgrund der
zulassigen Maximal-Leistung von 100 kW nicht der Ausschreibungspflicht nach § 22 EEG 2017.
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wenn also der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag aufgrund der Sonderregelungen in
§ 23b EEG 2017 erst eine gewisse Zeit nach der Inbetriebnahme entsteht, bleibt es bei dem
mit der Inbetriebnahme beginnenden Forderzeitraum.

5. Zeitlicher Geltungsbereich

Eine Forderung fur Mieterstrom kommt nur flr neue Solaranlagen in Betracht. Denn nach
§ 100 Abs. 7 EEG 2017 besteht fur Strom aus Anlagen, die vor dem 25. Juli 2017 in Betrieb
genommen worden sind, kein Anspruch auf den Mieterstromzuschlag.

Wann eine Solaranlage nach den Vorgaben von § 3 Nr. 30 EEG 2017 in Betrieb
genommen worden ist, wird in der BDEW-Anwendungshilfe ,Fragen und Antworten
zum EEG 2012, Ausgabe Solarstrom, 2. Auflage, S. 40 ff. anhand der damaligen
Inbetriebnahmedefinition in 8 3 Nr. 5 EEG 2012 (neu) dargestellt. Diese
Inbetriebnahmedefinition entspricht flir Solaranlagen derjenigen nach dem EEG
2017.

AuRerdem darf der Mieterstromzuschlag erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung
durch die EU-Kommission gewahrt werden.

Unabhéngig von dem Inkrafttreten des Mieterstromgesetzes am 25. Juli 2017 kann
also bis zur beihilferechtlichen Genehmigung durch die EU-Kommission kein Mie-
terstromzuschlag durch den zustandigen Netzbetreiber ausgezahlt werden.

II. Berechnung des Mieterstromzuschlags

Der Mieterstromzuschlag orientiert sich an der Einspeisevergitung, die fur den aus der kon-
kreten Anlage stammenden Strom im Falle einer Einspeisung in das Netz hatte geltend ge-
macht werden kénnen, abzlglich eines Betrages von 8,5 Cent je kWh (dazu unter 1.). Die
Regelungen zur Verringerung des Anspruchs sind zu beachten (dazu unter 2).

1. Berechnung der Hohe des Anspruchs auf den Mieterstromzuschlag nach § 23b
Abs. 1 EEG 2017

Grundlage fur die Berechnung des Mieterstromzuschlags sind gemaf 8 23b Abs. 1 EEG
2017 die fur die konkrete Solaranlage anzulegenden Werte nach 8§ 48 Abs. 2 und § 49 EEG
2017.

Heranzuziehen ist also der anzulegende Wert fiir Solaranlagen, die ausschlief3lich auf,
an oder in einem Gebaude angebracht sind (§ 48 Abs. 2 EEG 2017). Dabei ist der anzule-
gende Wert je nach Grof3e der Installation (bis 10 kW, bis 40 kW, bis 750 kW) gestaffelt bzw.
gezont. Bei einer installierten Leistung Gber 10 kW ist deshalb die Vergitung gemaf § 23b
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Nr. 1 EEG 2017 anteilig anhand des anzulegenden Wertes fiir die verschiedenen Leistungs-
zonen zu berechnen.

Zu bertcksichtigen ist au3erdem die Degression gemaf § 49 EEG 2017. Hiernach verrin-
gern sich die anzulegenden Werte fir Solaranlagen seit dem 1. Februar 2017 monatlich, wo-
bei die Ho6he der Absenkung vom annualisierten Brutto-Zubau von Solaranlagen abhangt.

Die jeweils maf3geblichen anzulegenden Werte werden von der Bundesnetzagentur
unter folgendem Link veroffentlicht:

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaectundGas/Unternehmen
Institutionen/ErneuerbareEnergien/Photovoltaik/DatenMeldgn EEG-
VergSaetze/DatenMeldgn EEG-VergSaetze node.html

Von dem hiernach maRgeblichen Betrag sind geméan § 23b Abs. 1 EEG 2017 8,5 Cent pro
Kilowattstunde abzuziehen.

2. Verringerung der Vergutung nach 8 53 EEG 2017

AulRerdem greift auch fur den Mieterstromzuschlag die Verringerung nach 8 53 EEG 2017.
Diese Regelung wurde durch das Mieterstromgesetz —ebenso wie die Verweisnorm in § 23
Abs. 3 Nr. 4 EEG 2017- ge&ndert und lautet nun (auszugsweise) wie folgt:

» § 83 Verringerung der Einspeisevergiitung und des Mieterstromzuschlags*

Die Hohe des Anspruchs auf die Einspeisevergitung und auf den Mieterstromzuschlag be-
rechnet sich aus den anzulegenden Werten, wobei von den anzulegenden Werten

1. (...)

2. 0,4 Cent pro Kilowattstunde flr Strom aus Solaranlagen oder aus Windenergieanla-
gen an Land oder auf See abzuziehen sind.

(...).“
In der Begriindung wird darauf hingewiesen, bei der Anderung handele es sich um eine Klar-
stellung.*® Im anzulegenden Wert seien seit dem EEG 2014 auch Vermarktungskosten ein-
gepreist. Diese seien jedoch beim Mieterstromzuschlag bereits in der Berechnung des vorzu-
nehmenden Abschlags (§ 23b Abs. 1 EEG 2017) beriicksichtigt. Um daher eine Uberférde-
rung zu vermeiden, finde § 53 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 auch auf den Mieterstromzuschlag An-
wendung.

12 BT-Drs. 18/12988 (elektronische Vorabfassung), S. 36.
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Zur Errechnung der Hohe des Mieterstromzuschlags sind also von den anzulegen-
den Werten nach Berlcksichtigung der Degression nach 88 48 Abs. 2, 49 EEG
2017

e zunachst 8,5 Cent gemald § 23b Abs. 1 EEG 2017 abzuziehen und
e anschlieRend 0,4 Cent gemal § 53 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 abzuziehen.

Es ist davon auszugehen, dass die Ubertragungsnetzbetreiber die sich ergebenden
Einspeisevergutungen fir ,Mieterstrom® in der Tabelle der Férdersatze auf ihrer ge-
]. meinsamen Internetseite verdffentlichen:
https://www.netztransparenz.de/EEG/Verguetungs-und-Umlagekategorien.

Ebenfalls anzuwenden wére — soweit einschlagig — § 52 EEG 2017.* Liegt einer der dort
genannten Pflichtverstdl3e vor, z.B.

- eine unterlassene Meldung der Anlage an das Anlagenregister oder das Marktstamm-
datenregister bzw.
- eine Nichtinstallation von Regeleinrichtungen entgegen § 9 EEG 2017,

kann sich hiernach der anzulegende Wert auf null oder auf den Monatsmarktwert verringern.

lll. Besonderheiten bei Speichern

Fur den Einsatz von Speichern bei Mieterstrommodellen ist geregelt, dass die Mieterstrom-
Forderung nicht fur den Strom gezahlt wird, der in den Speicher eingespeist wird (8§ 21 Abs. 3
Satz 3 EEG 2017). Vielmehr gilt § 19 Abs. 3 EEG 2017 entsprechend (8 19 Abs. 3 Satz 5
EEG 2017); hiernach besteht der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag fur den ausgespei-
cherten Strom, soweit dieser gemalf’ den Anforderungen des § 21 Abs. 3 EEG 2017 an einen
Mieter geliefert und von diesem letztverbraucht wird.

IV. EEG-Umlage bei Mieterstrommodellen

Soweit keine nach 88 61 ff. EEG 2017 privilegierte Eigenversorgung gegeben ist, unterliegt
der an Mieter oder andere, nicht mit dem Betreiber der Solaranlage identische Letztverbrau-
cher gelieferte Strom grundsétzlich der vollen EEG-Umlage gemanR § 60 Abs. 1 EEG 2017.

Eine ausfuhrliche Darstellung der Regelungen zur EEG-Umlage kann der BDEW-
Anwendungshilfe zur EEG-Umlage nach dem EEG 2017 entnommen werden.

18 Vgl. den Verweis auf einen ,Fall des § 23 Absatz 3 Nummer 3 EEG 2017“ in BT-Drs. 18/12988 (elektronische
Vorabfassung), S. 36.
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Hinweise zur EEG-Umlage bei Betriebskonzepten mit Stromspeichern finden Sie in
der BDEW-Anwendungshilfe zur EEG-Umlage bei Stromspeichern (8 61k EEG

2017).

B. Stromkennzeichnung bei Mieterstrommodellen

Der Lieferant von Mieterstrom unterliegt der Pflicht zur Stromkennzeichnung.

. EEG 2017

Eine spezielle Regelung zur Stromkennzeichnung fiir Mieterstromanbieter ist nunmehr in § 78
Abs. 7 EEG 2017 enthalten. Hiernach sind die allgemeinen Regelungen zur EEG-
Stromkennzeichnung in § 78 Abs. 1 bis 5 EEG 2017 nur fur den Teil des gelieferten Stroms
anzuwenden, der nicht Mieterstrom nach § 21 Abs. 3 EEG 2017 ist.

Der in einem Kalenderjahr verbrauchte Mieterstrom ist hingegen zu Zwecken der Stromkenn-
zeichnung auf die jeweiligen Mieterstromkunden nach dem Verhaltnis ihrer Jahresverbrauche
zu verteilen und den Mieterstromkunden entsprechend auszuweisen. Die Kennzeichnung
erfolgt als ,Mieterstrom, finanziert aus der EEG-Umlage®.

Die ursprunglich im Regierungsentwurf vorgesehene Regelung zu Herkunftsnachweisen bei
Mieterstrom wurde gestrichen.

. EnWG

Auch die Regelungen zur Stromkennzeichnung in 8 42 EnWG wurden im Zuge des Mieter-
stromgesetzes angepasst. Der ,Mieterstrom, finanziert aus der EEG-Umlage®, findet sich
nunmehr in dem Katalog der nach § 42 Abs. 1 Nr. 1 EnWG anzugebenden Energietrager,
deren Anteile am Gesamtenergietrdgermix des Lieferanten anzugeben sind. EEG-
Mieterstrom fallt unter 8 42 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EnWG (,Strom, der aus der EEG-Umlage fi-
nanziert wird"“).

C. Anforderungen an Mieterstromanbieter nach EnWG

Die Lieferung von Mieterstrom ist eine Energielieferung an Letztverbraucher und unterliegt als
solche allen einschlagigen Regelungen des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG), soweit nicht
spezielle Regelungen gelten. Das stellt § 42a Abs. 1 EnNWG ausdruicklich klar. Zu berlicksich-
tigen sind insbesondere folgende Aspekte:

8 40 EnWG enthéalt Anforderungen an die Rechnungen. Hiernach missen Rechnungen fur
Energielieferungen an Letztverbraucher ,einfach und verstandlich® sein. § 40 Abs. 2 EnWG
regelt, was in den Rechnungen gesondert ausgewiesen werden muss. Hierzu gehort u.a. der
Verbrauch des Vorjahreszeitraums und der grafische Vergleich mit Vergleichskundengrup-
pen.
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Fur die Energieliefervertrage mit Haushaltskunden sind aul3erdem die Vorgaben des § 41
EnWG zu beachten sowie erganzend die speziellen Regelungen in § 42a EnWG (dazu naher
unter D). Die Liefervertrage mussen insbesondere ,einfach und verstandlich® sein. AuRerdem
sind weitgehende Informations- und Unterrichtungspflichten vorgesehen.

Auch die Regelungen zur Stromkennzeichnung in 8 42 EnWG sind zu beachten; zu den Be-
sonderheiten beim Mieterstrom s.0. Kapitel B.

D. Anforderungen an Mieterstromvertrage nach § 42a EnWG

Der ,Mieterstromvertrag” ist in § 42a Abs. 2 EnWG legal definiert als Vertrag Uber die Beliefe-
rung von Letztverbraucher mit Mieterstrom. Gegenstand des Liefervertrages ist allerdings
nicht nur der mit dem Mieterstromzuschlag nach 8§ 21 Abs. 3 EEG 2017 versehene Strom aus
der Solaranlage. Vielmehr ist eine ,,Vollversorgung“ des Letztverbrauchers geschuldet, so
dass zu denselben Bedingungen auch ,Reststrom” geliefert werden muss, den der Mieter-
stromanbieter — soweit erforderlich — anderweitig beschaffen muss. § 42a Abs. 2 Satz 6
EnWG bestimmt dementsprechend, dass der Mieterstromvertrag die umfassende Versorgung
des Letztverbrauchers mit Strom auch fir die Zeiten vorsehen muss, in denen kein Mieter-
strom geliefert werden kann. In der Gesetzesbegriindung heiRt es hierzu wie folgt:**

~Mieterstrom aus einer Solaranlage wird selbstverstdndlich nicht zu allen Tageszeiten oder
in der Nacht geliefert werden kénnen. Der Reststrombedarf des Letztverbrauchers muss
ebenfalls im Mieterstromvertrag enthalten sein. Dies entbindet den Mieter davon, sich ei-
nen Stromlieferanten fir den Reststrombezug in den Randzeiten suchen zu missen. Der
Mieterstromvertrag muss also den gesamten Strombedarf des Letztverbrauchers sicher-
stellen.

Die Regelung stellt ferner sicher, dass die Lieferung des Reststromes denselben Regelun-
gen wie die Lieferung des Mieterstromes unterfallt. In der Praxis ist zu erwarten, dass die
Belieferung mit Mieterstrom und die Belieferung mit Reststrom im selben Vertrag enthalten
sind. Selbst bei Abfassung von zwei gesonderten Vertragen gelten aber die Regelungen
fur den Mieterstrom auch fur den Reststrom. Der Preis fir den Reststrom darf somit eben-
falls die Preisobergrenze in Absatz 4 nicht tGberschreiten.”

Die speziellen Anforderungen an Mieterstromvertrage in § 42a EnWG sollen einen ,ange-
messenen Ausgleich® zwischen den Interessen des Anbieters und des Verbrauchers von Mie-
terstrom gewahrleisten.'® Insbesondere soll der Mieter die Wahl haben, ob er einen Mieter-
stromvertrag abschlief3t oder sich von einem anderen Stromanbieter versorgen I&sst.

I. Lieferantenwahlfreiheit; Verbot der Koppelung von Miet- und Mieterstromvertragen

Grundsatzlich besteht Vertragsfreiheit; jeder Mieter kann sich frei fir oder gegen einen Mie-
terstromvertrag entscheiden. Aufgrund des ,strukturellen Verhandlungsungleichgewichts® bei

4 BT-Drs. 18/12355, S. 26.
5 BT-Drs. 18/12355, S. 25.
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der Vermietung von Wohnraum sind zum Schutz der Wahlfreiheit des Mieters in § 42 Abs.2
EnWG einige Sonderregelungen aufgenommen worden. Insbesondere darf ein Mieterstrom-
vertrag ,nicht Bestandteil eines Vertrags uber die Miete von Wohnraumen® sein. Die Vertrage
missen also unabhéngig voneinander geschlossen werden (Koppelungsverbot).

Es gelten jedoch gemalR 8 42 Abs. 2 Satz 5 EnWG einige Ausnahmen vom grundsétzli-
chen Koppelungsverbot. Hiernach dirfen in folgenden Fallen Miet- und Mieterstromvertra-
ge miteinander verbunden werden:

e Mietverhaltnisse nach § 549 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BGB; hierbei handelt es sich um Ver-
trage Uber
o Wohnraum, der nur zum voribergehenden Gebrauch vermietet ist, sowie
o Wohnraum, der Teil der vom Vermieter selbst bewohnten Wohnung ist
und den der Vermieter Uberwiegend mit Einrichtungsgegenstanden aus-
zustatten hat, sofern der Wohnraum dem Mieter nicht zum dauernden Ge-
brauch mit seiner Familie oder mit Personen Uberlassen ist, mit denen er einen
auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt fihrt.
o Mietverhdltnisse, auf die die Ausnahmen des § 11 Abs. 1 Nr. 2 Heizkostenverordnung
anzuwenden sind; hierbei handelt es sich um
o Alters- und Pflegeheime, Studenten- und Lehrlingsheime und
o vergleichbare Gebaude oder Gebaudeteile, deren Nutzung Personengrup-
pen vorbehalten ist, mit denen wegen ihrer besonderen persénlichen Verhalt-
nisse regelmafig keine ublichen Mietvertrage abgeschlossen werden.

In der Begriindung wird ausgefuhrt, dass in solchen Féllen haufig ein Gesamtpreis fur Miete
und Strom abgerechnet wird und die technischen Voraussetzungen fiir eine Abrechnung des
Mieterstroms deshalb nicht gegeben sind.*®

Erst aufgrund der Beschlussempfehlungen des Wirtschaftsausschusses wurde in § 42 Abs. 2
Satz 2 bis 4 EnNWG eine Sanktionsregelung fiir den Fall eines Verstol3es gegen das Koppe-
lungsverbot aufgenommen:

~Bei einem Versto3 gegen dieses Verbot ist der Mieterstromvertrag nichtig. Die §§ 814 und
817 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs sind nicht anzuwenden. Sofern der Mieter dem
Vermieter Wertersatz fur den gelieferten Strom zu leisten hat, betragt der Wert héchstens
75 Prozent des in dem jeweiligen Netzgebiet geltenden Grundversorgungstarifs, auf Basis
des Grund- und Arbeitspreises, und nicht mehr als der im Mieterstromvertrag vereinbarte
Preis.”

In der Begriindung heiR3t es hierzu wie folgt:*’

L,Der neue Satz 2 stellt klar, dass bei einem Verstol3 gegen Satz 1 als Rechtsfolge der Mie-
terstromvertrag nichtig ist. Daraus folgt, dass der Vertrag nach den bereicherungsrechtli-
chen Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs (BGB) riickabzuwickeln ist. Dabei ist
nach dem neuen Satz 3 die Anwendbarkeit der 88 814 und 817 Satz 2 BGB fir beide Sei-

'° BT-Drs. 18/12355, S. 26.
Y BT-Drs. 18/12988 (elektronische Vorabfassung), S. 41.
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ten ausgeschlossen. Im Hinblick auf den Wertersatzanspruch des Vermieters erscheint ein
Ausschluss insbesondere in den Fallen nicht gewerblich tatiger Vermieter nicht sachge-
recht. Aus Griinden der Rechtsklarheit wird in Satz 3 der Wertersatz gedeckelt. Die ge-
wahlte Hohe des Wertersatzes stellt auf der einen Seite sicher, dass kein Anreiz besteht,
gegen das Kopplungsverbot zu verstolRen, weil der Wertersatz deutlich unter dem Hochst-
preis fur Mieterstrom liegt. Auf der anderen Seite stellt er sicher, dass der Vermieter zu-
mindest einen Teil seiner Kosten decken kann. Der Wertersatz darf das vertraglich verein-
barte Entgelt nicht Gberschreiten. Der Vermieter hat dem Mieter die fur den Mieterstrom
geleisteten Zahlungen vollumfanglich zu erstatten.

Die Rechtsfolge der Nichtigkeit hatte sich auch ohne ausdrickliche Regelung aus § 134 BGB
ergeben. Gleiches gilt fur Anwendbarkeit des Bereicherungsrechts (88 812 ff. BGB). Rele-
vant ist die Neuregelung allerdings fir den Ausschluss der 88 814 und 817 Satz 2 BGB.

§ nach 814 BGB regelt den Fall der Leistung in Kenntnis der Nichtschuld. Die bereicherungs-
rechtliche Riickabwicklung findet also auch dann statt, wenn eine der Parteien des gekoppel-
ten Miet- und Mieterstromvertrages wusste, dass sie zur Leistung nicht verpflichtet war. Glei-
ches qilt fir § 817 Satz 2 BGB, der den Fall regelt, dass bei der Annahme einer Leistung so-
wohl dem Leistenden als auch dem Empfanger ein Verstol3 gegen ein gesetzliches Verbot
zur Last fallt.

Da der auf der Grundlage eines nichtigen Vertrages gelieferte Strom bereits verbraucht wur-
de und deshalb nicht zuriickgegeben werden kann, ist nach dem Bereicherungsrecht Werter-
satz zu leisten. Zur Hohe dieses Wertersatzes bei Verstolien gegen das Koppelungsverbot
von Miet- und Mieterstromvertrag enthélt § 42a Abs. 2 Satz 4 eine spezielle Regelung. Hier-
nach betragt der Wertersatz maximal 75 Prozent des in dem jeweiligen Netzgebiet gel-
tenden Grundversorgungstarifs, auf Basis des Grund- und Arbeitspreises, und nicht mehr
als der im Mieterstromvertrag vereinbarte Preis.

II. Laufzeit und Beendigung von Mieterstromvertragen

§ 42a Abs. 3 EnNWG enthélt folgende Sonderregelungen zur Laufzeit von Mieterstromvertra-
gen:

,Bei einem Mieterstromvertrag ist eine die andere Vertragspartei langer als ein Jahr bin-
dende Laufzeit des Vertrags unwirksam. Die stillschweigende Verlangerung des Vertrags-
verhaltnisses um mehr als ein Jahr oder eine langere Kindigungsfrist als drei Monate vor
Ablauf der zunachst vorgesehenen oder stillschweigend verlangerten Vertragsdauer sind
unwirksam. Eine Bestimmung, durch die das Kiindigungsrecht wahrend der Dauer des
Mietverhaltnisses ausgeschlossen oder beschrankt wird, ist unwirksam.“

Mieterstromvertrage dirfen hiernach nur fir eine Laufzeit von maximal einem Jahr abge-
schlossen werden. Das gilt unabhangig davon, ob diese Laufzeit individuell zwischen den
Parteien vereinbart wird oder ob sie Gegenstand von Allgemeinen Geschaftsbedingungen
(AGB) ist.
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Auch darf sich der Vertrag, wenn nicht rechtzeitig gekindigt wird, um nicht mehr als jeweils
ein Jahr verlangern. Die Frist zu Kiindigung darf hochstens drei Monate vor Ablauf der Ver-
tragslaufzeit betragen. Beschrankungen des Kundigungsrechts wahrend des Mietverhaltnis-
ses sind nicht zulassig. Auch hierdurch soll die Lieferantenwabhlfreiheit des Mieters erhalten
bleiben. In der Gesetzesbegrundung heilit es hierzu:

,S§ 42a Absatz 3 EnWG schafft einen Rechtsrahmen fiir Verbraucherschutz durch Wettbe-
werb. Wie bereits ausgefihrt, ist es wichtig, dass der Mieterstromanbieter einen Anreiz
hat, wettbewerbsfahige Preise anzubieten. Daflr ist ein wesentliches Steuerungsinstru-
ment die Laufzeit des Mieterstromvertrags. Zu berticksichtigen ist hierbei das berechtigte
Interesse des Mieterstromanbieters an Planungssicherheit, damit sich seine Investitions-
kosten (insbesondere Einrichtung, Betrieb und Instandhaltung der Solaranlage, Stromliefe-
rung, energiewirtschaftliche Abwicklung und Messwesen) amortisieren. Jedoch sinken die
Einnahmen des Anlagenbetreibers auch bei Beendigung des Mieterstromvertrags nicht auf
null: In diesem Fall kann er den Strom einspeisen und daflr die Einspeisevergiitung (8 21
EEG 2017) erhalten. Vor diesem Hintergrund und angesichts der Tatsache, dass Stromlie-
fervertrage in der Praxis haufig nicht fiir langer als ein Jahr abgeschlossen werden, ist die
Regelung des § 42a Absatz 3 Satz 1 EnWG, der eine HOchstlaufzeit fir Mieterstromver-
trage von einem Jahr vorsieht, angemessen. Das gilt im Interesse der Lieferantenwabhlfrei-
heit sowonhl fiir Allgemeine Geschaftsbedingungen als auch fiir Individualabreden. Der
Mieterstromvertrag darf sich gemaf § 42a Absatz 3 Satz 2 EnWG nur um ein Jahr still-
schweigend verlangern und die Kindigungsfrist darf nicht langer als drei Monate sein. Da-
von abweichende vertragliche Vereinbarungen sind unwirksam. § 42a Absatz 3 Satz 3
EnWG sieht vor, dass eine vertragliche Bestimmung, die das Kiindigungsrecht fiir den
Mieterstromvertrag ausschlief3t oder beschrankt wahrend der Dauer des Mietverhaltnisses,
ebenfalls unwirksam ist. Diese Regelung stellt sicher, dass der Mieter den Mieterstromver-
trag kiindigen kann, auch wenn er den Mietvertrag nicht kiindigen méchte. Diese Vor-
schriften stellen in ihrer Gesamtheit sicher, dass der Mieter sich frei flir oder gegen den
Abschluss und die Fortfihrung des Mieterstromvertrags entscheiden kann. Der Anbieter
von Mieterstrom steht ferner im Wettbewerb mit den Gbrigen Stromanbietern. Dieser Wett-
bewerb gewahrleistet eine faire Preisgestaltung fur den Mieterstrom. “

Ein Mieterstromvertrag endet regelmafig nach einer fristgemalen Kindigung dieses Ver-
trages durch den Kunden zum Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit. Darliber hinaus ist in

§ 42a Abs. 2 Satz 4 EnWG geregelt, dass der Mieterstromvertrag bei einer Beendigung des
Vertrages Uber die Miete von Wohnraumen mit der Riickgabe der Wohnung endet, auch
ohne dass es einer ausdrtcklichen Kiindigung bedarf. Die Gesetzesbegriindung fiihrt hierzu
Folgendes aus:*®

,§ 42a Absatz 2 Satz 4 EnWG trifft eine Regelung zu der Situation, dass der Mietvertrag
gekundigt wird. In diesem Fall ist die Fortfuhrung des Mieterstromvertrags weder aus Sicht
des Mieterstromanbieters noch aus Sicht des Mieterstromkunden sinnvoll. Mit Riickgabe

'8 BT-Drs. 18/12355, S. 26.
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der Mietsache endet deshalb der Mieterstromvertrag, ohne dass es einer ausdricklichen
Kindigung bedarf. Damit ist sichergestellt, dass mit dem Ende des Mietverhaltnisses auch
der Mieterstromvertrag endet, ohne dass es einer Handlung der Vertragsparteien bedarf.
Um Unsicherheiten in Fallen von Streit Gber das Ende des Mietvertrages zu vermeiden,
wird an die Ruckgabe der Wohnung angeknupft.

[1l. Preise

Fur den zwischen dem Mieterstromanbieter und dem Kunden zu vereinbarenden Strompreis
legt § 42a Abs. 4 EnWG eine Preisobergrenze fest. Diese soll laut Gesetzesbegrindung
verhindern, dass der Mieter, der sich bei der Miete von Wohnraumen einem strukturellen
Verhandlungsungleichgewicht gegentber dem Vermieter ausgesetzt sieht, wirtschaftlich
schlechter gestellt wird, als wenn er seinen Strom Uber einen Grundversorgungstarif be-
zieht.™ § 42a Abs. 4 EnWG lautet wie folgt:

LDer fiir den Mieterstrom und den zusétzlichen Strombezug nach Absatz 2 Satz 3 zu zah-
lende Preis darf 90 Prozent des in dem jeweiligen Netzgebiet geltenden Grundversor-
gungstarifs, auf Basis des Grund- und Arbeitspreises, nicht tbersteigen. Wird der Héchst-
preis nach Satz 1 Uberschritten, erfolgt eine Herabsetzung auf den Preis, der diesem
Hochstpreis entspricht.”

Hiernach ist der im konkreten Fall maximal zulassige Preis fir den Mieterstrom vom jeweili-
gen Grundversorgungstarif abhangig. Mehr als 90 Prozent dieses Tarifes darf der Mieter-
strom den Kunden nicht kosten.

Die Preisanpassungsregelung des Mietrestromvertrages muss daher gewahrleisten, dass der
Preis jederzeit mindestens 10 Prozent unterhalb des drtlichen Grundversorgungstarifes liegt.
Bei einer Absenkung des Grundversorgungstarifs muss daher auch der Mieterstrompreis zum
Stichtag der Grundpreisdnderung angepasst werden, sofern ansonsten die Preisobergrenze
Uberschritten wiirde. Eine einseitige Preiserh6hung im laufenden Vertragsverhéltnis wird
demgegeniber nur bei tatsdchlichen Kostensteigerungen maoglich sein. Das heil3t, eine au-
tomatische Kopplung an den ortlichen Grundversorgungspreis ware als vertragsrechtliche
Grundlage fur Preiserh6hungen unter AGB-rechtlichen Gesichtspunkten unwirksam, da hier-
durch zusatzliche Gewinne zugunsten des Mieterstromanbieters moglich wéren. Insofern
empfiehlt es sich, die herkbmmlichen Preisanpassungsklauseln fur Stromliefervertrage (vgl.
BDEW-Rechtsgutachten zu den Anforderungen an die Wirksamkeit von Preisanpassungs-
klauseln in Energieliefervertragen, BDEW extra 30/2013) mit einer Regelung zur gesetzlich
vorgeschriebenen Preisobergrenze zu erganzen.

In der Kabinettsfassung der Regelung war noch vorgesehen, dass in der Jahresendabrech-
nung eine Vergleichsberechnung zum Grundversorgungstarif enthalten sein muss. Diese
Regelung wurde aufgrund des mit ihr verbundenen erheblichen administrativen Aufwands im
weiteren Gesetzgebungsverfahren fallen gelassen.”

° BT-Drs. 18/12355, S. 26.
% BT-DRs. 18/12988 (elektronische Vorabfassung), S. 41.
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E. Messung bei Mieterstrommodellen

Wahrend der ursprunglich zur Konsultation gestellte Referentenentwurf (Stand: 17. Méarz
2017)* noch eine sehr differenzierte Regelung zur Messung in § 20 Abs. 1d EnWG vorsah,
die einige der in der Praxis bestehenden Probleme und Rechtsunsicherheiten beseitigt hatte,
lasst die jetzt Gesetz gewordene Fassung einige Fragen offen.

Zur Erfassung des nach dem EEG 2017 zuschlagsberechtigten Mieterstroms enthalt § 21
Abs. 3 Satz 3 EEG 2017 folgende Regelung:

,Die Strommenge nach Satz 1 muss so genau ermittelt werden, wie es die Messtechnik
zulasst, die nach dem Messstellenbetriebsgesetz zu verwenden ist.”

Im Unterschied z.B. zur Erfassung des Eigenverbrauchs im Rahmen der Regelungen zur
EEG-Umlage (vgl. 8 61h Abs. 2 EEG 2017: Zeitgleichheit) sind hiernach keine speziellen An-
forderungen an die Erfassung der dem Mieterstromzuschlag unterliegenden Strommengen
geregelt. Angeknipft wird vielmehr an die jeweils gemaR den Vorgaben des MsbG zu ver-
wendende Technik. Hiernach bleiben insbesondere die Vorgaben zum Roll-Out mit intelligen-
ter Messtechnik unberthrt.

Erganzend wurde 8§ 20 Abs. 1d EnWG wie folgt gefasst:

,Der Betreiber des Energieversorgungsnetzes, an das eine Kundenanlage oder eine Kun-
denanlage zur betrieblichen Eigenversorgung angeschlossen ist, hat den Zahlpunkt zur Er-
fassung der durch die Kundenanlage aus dem Netz der allgemeinen Versorgung entnom-
menen und in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeisten Strommenge (Sum-
menzahler) sowie alle Zahlpunkte bereitzustellen, die fur die Gewahrung des Netzzugangs
fur Unterzahler innerhalb der Kundenanlage im Wege der Durchleitung (bilanzierungsrele-
vante Unterzahler) erforderlich sind. Bei der Belieferung der Letztverbraucher durch Dritte
findet im erforderlichen Umfang eine Verrechnung der Zahlwerte Giber Unterzahler statt.
Bei nicht an ein Smart-Meter-Gateway angebundenen Unterzéahlern ist eine Verrechnung
von Leistungswerten, die durch standardisierte Lastprofile nach § 12 Absatz 1 der Strom-
netzzugangsverordnung ermittelt werden, mit am Summenzahler erhobenen 15-minditigen
Leistungswerten des Summenzahlers aus einer registrierenden Lastgangmessung zulas-
sig, soweit energiewirtschaftliche oder mess- und eichrechtliche Belange nicht entgegen-
stehen”.

Die Begriindung hierzu lautet wie folgt:

LDer neugefasste § 20 Absatz 1d EnWG prézisiert die Vorgaben zur Bereitstellung von
Zahlpunkten, Gewahrung von Netzzugang fur Unterz&hler und zur Anwendbarkeit des
Messstellenbetriebsgesetzes auf Zahler innerhalb von Kundenanlagen. Er sorgt damit fur
Rechtssicherheit sowohl in Fallen von Mieterstrommodellen auf Grundlage von § 21 Ab-
satz 3 EEG 2017 und 8§ 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 KWKG als auch in allen sonstigen

2L Abrufbar unter https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/M-O/mieterstrom-referentenentwurf-zum-gesetz-
zur-foerderung.pdf? __ blob=publicationFile&v=6.
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Féllen von Kundenanlagen, in denen Summenzahler in Kombination mit Unterz&hlern und
gegebenenfalls Erzeugungszéahlern eingesetzt werden.

8§ 20 Absatz 1d Satz 1 EnWG ubernimmt den Regelungsgehalt des bisherigen § 14 Absatz
2 Satz 1 KWKG und stellt klar, dass der Betreiber des Energieversorgungsnetzes, an das
eine Kundenanlage oder eine Kundenanlage zur betrieblichen Eigenversorgung ange-
schlossen ist, verpflichtet ist, einen Summenzahler bereitzustellen. Der (in der Praxis be-
reits gangige) Begriff des Summenzahlers wird legaldefiniert.

Bereits in seiner bisherigen Fassung beschrieb § 20 Absatz 1d Satz 1 EnWG in Grundzu-
gen die Methodik zur Umsetzung des nach § 20 EnWG verbiirgten Netzzugangsan-
spruchs, der sich Gber § 3 Nr. 24a und Nr. 24b EnWG zum Schutz von Letztverbrauchern
und Lieferanten auch gegen die Betreiber von Kundenanlagen richtet. Zur Ermdglichung
des Netzzugangs zum Zweck der Belieferung von Unterzahlern im Wege der Durchleitung
hat der Betreiber des Energieversorgungsnetzes, an das eine Kundenanlage (8 3 Nummer
24a EnWG) oder Kundenanlage zur betrieblichen Eigenversorgung (8 3 Nummer 24b
EnWG) angeschlossen ist, die erforderlichen Z&hlpunkte zu stellen. Der neugefasste Satz
1 prazisiert das auch bislang Gemeinte. Zudem wird fiir die Konstellation der Durchleitung
von Strom zu einem Unterzahlpunkt die in der Praxis bereits gangige Legaldefinition des
bilanzierungsrelevanten Unterzéhlers eingefuhrt. Bilanzierungsrelevant ist der Unterzahler,
wenn die betreffende Einheit nicht (mehr) durch die Kundenanlage, sondern von einem ex-
ternen Anbieter mit Strom versorgt wird.

§ 20 Absatz 1d Satz 2 EnWG enthélt im Vergleich zur Vorfassung lediglich eine redaktio-
nelle Klarstellung.

Soweit bilanzierungsrelevante Unterzahler noch nicht an ein intelligentes Messsystem an-
geschlossen sind, kann die Verrechnung weiterhin nach § 20 Absatz 1d Satz 3 EnNWG mit-
tels Standardlastprofilen erfolgen. Dies entspricht der bisherigen spezialgesetzlichen Re-
gelung in § 14 Absatz 2 Satz 3 KWKG.*??

.  Summenzahlermodell

8§ 20 Abs. 1d Satz 1 EnWG enthalt eine allgemeine Rechtsgrundlage fir das in der Praxis
bisher schon verbreitete Summenzahlermodell. Hierbei wird der aus dem Netz bezogene und
innerhalb der Kundenanlage verbrauchte Strom mit einem ,Summenzahler* am Netz erfasst.
Die Strommenge, die dabei von Kunden bezogen wird, die im Wege der Durchleitung von
einem externen Lieferanten beliefert werden, wird Uber die sog. ,bilanzierungsrelevanten Un-
terzahler” erfasst, fur die der Netzbetreiber jeweils einen Zahlpunkt bereitzustellen hat. Die
dort erfasste Strommenge qilt als vollstdndig aus dem Netz bezogen und wird entsprechend

22 Nicht (mehr) geregelt ist, dass — ab Ausstattung des Summenzahlers mit einem intelligenten Messsystem — die
Messwerte des Summenzahlers sowie der bilanzierungsrelevanten Unterzahler und der Erzeugungszahler in 15-
mindtiger Auflésung zu erfassen und zu verrechnen sind. Eine entsprechende Bestimmung war in der urspriinglich
(Stand: 17.03.2017) zur Konsultation gestellten Fassung des § 20 Abs. 1d in Satz 5 noch vorgesehen, in der in
das Gesetzgebungsverfahren eingebrachten Fassung aber nicht mehr enthalten.
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mit dem gesamten Bezug verrechnet. Verschiedene Formen der Verrechnung stellt die
BDEW-Anwendungshilfe ,Versorgung von Kundenanlagen (Strom)*? dar.

Die nach 8 21 Abs. 3 EEG 2017 zuschlagsberechtigte Mieterstrommenge wird dadurch ermit-
telt, dass die Differenz zwischen der von einem Erzeugungszahler erfassten Erzeugungs-
menge und der am Netz erfassten Einspeisemenge gebildet wird. Diese Strommenge ist in-
nerhalb der Kundenanlage verbraucht worden und gilt als an die am Mieterstrommodell teil-
nehmenden Mieter geliefert — unabhéngig davon, ob diese den Strom auch physikalisch tat-
séachlich verbraucht haben.

Das Summenzahlermodell nimmt also in Kauf, dass die als Mieterstrom i.S.d. 8 21 Abs. 3
EEG 2017 qualifizierte Strommenge physikalisch nicht der Strommenge entspricht, die tat-
sachlich von den am Mieterstrommodell teilnehmenden Mietern verbraucht worden ist.

Die Unterzahler der von einem Mieterstromanbieter innerhalb der Kundenanlage belieferten
Kunden sind nach 8§ 20 Abs. 1d EnWG grundsétzlich nicht bilanzierungsrelevant. Sie kdnnen
es aber werden, sobald sich der Kunde entscheidet, den Mieterstromvertrag zu kiindigen und
einen anderen Stromlieferanten zu wéahlen. Dann muss der Netzbetreiber hierfiir ebenfalls
einen Zahlpunkt (kunftig: Mess-/Marktlokation) bereitstellen.

Hinweise zur Durchfiihrung des Lieferantenwechsels in einer Kundenanlage finden
Sie in der BDEW-Anwendungshilfe "Lieferantenwechsel in Kundenanlagen: Bereit-
stellung von Identifikatoren zur Erméglichung eines Lieferantenwechsels innerhalb
von Kundenanlagen® sowie im dazugehérigen Muster-Formular ,Anmeldung einer
Marktlokation in einer Kundenanlage®. Die BNetzA weist in ihrer Mitteilung Nr. 4 zum
Messwesen vom 8. Juni 2017 darauf hin, dass die Dokumente eine geeignete Um-
setzungsmethodik zur Erfillung der entsprechenden Vorgaben aus der BNetzA-
Festlegung zum Interimsmodell (BK6-16-200) darstellen. Die Dokumente finden ab
dem 1. Oktober 2017 Anwendung.

II. Anwendbarkeit des MsbG auf Zahler innerhalb von Kundenanlagen

Das MsbG ist anzuwenden sowohl auf den Summenzahler am Netz als auch auf die bilanzie-
rungsrelevanten Unterzahler. Erfasst sein dirfte im Mieterstrommodell auch der Erzeugungs-
zahler einer EEG-Anlage.”* Grundsétzlich nicht erfasst sind hingegen die sonstigen Unterzah-
ler, soweit sie weder bilanzierungs- noch (z.B. fur die EEG-Verglitung oder die EEG-Umlage)
abrechnungsrelevant sind.

Nicht (mehr) geregelt ist, dass fir samtliche Zahler innerhalb der Kundenanlage ein- und der-
selbe Messstellenbetreiber zustandig ist.?® Es ist also — zumindest bis zur Ausstattung des

= BDEW, Versorgung von Kundenanlagen (Strom), August 2016, Kapitel 6 und 7.

24 vgl. BDEW-Stellungnahme im Empfehlungsverfahren 2016/26 der Clearingstelle EEG, S. 5 f.

%% Eine entsprechende Vorgabe war in dem urspriinglich zur Konsultation gesteliten Referentenentwurf (Stand
17.03.2017) fir die an ein Smart-Meter-Gateway angeschlossenen Unter- und Erzeugungszahler noch in § 20
Abs. 1d Satz 6 vorgesehen; diese war jedoch in der in das Gesetzgebungsverfahren eingebrachten Fassung nicht
mehr enthalten.
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Summenzéhlers als intelligentes Messsystem und Anbindung der bilanzierungsrelevanten
Unterzahler — nicht ausgeschlossen, dass innerhalb einer Kundenanlage verschiedene
Messstellenbetreiber tétig sind. Diese missen sicherstellen, dass sie einander die fiir eine
Verrechnung erforderlichen Messwerte rechtzeitig zur Verfligung stellen.

F. Evaluation: Mieterstrombericht

Damit beurteilt werden kann, ob die mit der Einfihrung des Mieterstromzuschlags verfolgten
Ziele erreicht werden, ist in 8 99 EEG 2017 eine Evaluation der Regelungen zum Mieter-
stromzuschlag vorgesehen. Hiernach ist ein Bericht zum Mieterstromzuschlag nach 8§ 19 Abs.
1 Nr. 3i.V.m. 8 21 Abs. 3 bis zum 30. September 2019, danach jeweils als Bestandteil des
Erfahrungsberichts nach § 97 EEG 2017 vorzulegen. In der Gesetzesbegriindung® wird hier-
zu ausgefihrt, dass eine Evaluation bereits im nachsten EEG-Erfahrungsbericht nicht in Be-
tracht gekommen sei. Denn dieser sei bereits zum 30. Juni 2018 vorzulegen. Eine umfassen-
de und aussagekraftige Analyse der Umsetzung und der Auswirkungen des Mieterstromzu-
schlags sei bis dahin nicht mdglich. In dem Bericht sei insbesondere auf den Zubau von So-
laranlagen, deren Betreiber einen Mieterstromzuschlag erhalten, das raumliche Verhéltnis
von Erzeugungs- und Verbrauchsgebauden und die mit dem Mieterstromzuschlag verbunde-
nen Kosten einzugehen. Da Anlagenbetreiber, falls sie den Mieterstromzuschlag in Anspruch
nehmen mdchten, dies dem Markstammdatenregister melden missten und dieses Register
durch die Bundesnetzagentur verwaltet werde, sei es sinnvoll, dass die Bundesnetzagentur
das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie bei der Erstellung des Mieterstromberichts
unterstiitze. Aufgrund der vergleichbaren Interessenlage sei § 97 Abs. 3 Satz 3 entsprechend
anzuwenden.

%6 BT-Drs. 18/12988 (elektronische Vorabfassung), S. 39.
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BDEW-Energie-Infos zum EEG 2017, 2014, 2012 und 2009 (25.07.2017)

Anwendungshilfen zu allgemeinen und Gbergreifenden Themen

EEG 2017: Die wichtigsten Anderungen (2. Auflage)

KWKG/EEG-Anderungsgesetz 2017 — Was zum 1. Januar 2017 zu beachten ist

Anwendungshilfe zu den wesentlichen Anderungen des EEG 2014 gegeniiber den Vorgéngerfassungen und den Forderbe-
dingungen fur Neuanlagen (Grundlegende Darstellung zum EEG 2014 — Stand 31. Juli 2014)

Anwendungshilfe zu Umsatzsteuer und EEG (EEG 2014)

Anwendungshilfe zu den Fdérdergrundlagen des EEG 2014 (EEG 2014)

Anwendungshilfe zur EEG-Anlagenregisterverordnung

Hinweise zur Anwendung des EEG-Anlagenbegriffs gemaR dem BGH-Urteil vom 23. Oktober 2013 (Az. VIII ZR 262/12)

Rechtliche Hinweise zum Anschluss von ,,Plug-in“-Solarstromanlagen

Hinweise zur Anwendung von § 66 Abs. 1a EEG 2009 (Biomasse und Wasserkraft)

Inbetriebnahme von EEG-Anlagen Uber einen Jahreswechsel, 2. Auflage (EEG 2009)

Netzanschluss-, ausbau und Messung ‘ Einspeisemanagement

Fragen und Antworten Fragen und Antworten zum

e zur kaufmannisch-bilanziellen Weitergabe (EEG e Einspeisemanagement, 1. Auflage (EEG 2014)
2014) e Einspeisemanagement, 2. Auflage (EEG 2012)

e zur Systemstabilitatsverordnung, (Teil 1), und Teil 2 —
Weitere Erzeugungsanlagen

e zu Netzanschluss und Netzausbau,
2. Auflage (EEG 2009)

e zu Messung und Messeinrichtungen,
1. Auflage (EEG 2009

Solarstrom \ Biomasse \
Fragen und Antworten zu Fragen und Antworten zu

e Solarstrom, 1. Auflage (EEG 2014) e Biomasse, 1. Auflage (EEG 2014)

e Solarstrom, 2. Auflage (EEG 2012) e Biomasse, 2. Auflage (EEG 2012)

e Solarstrom, 2. Auflage (EEG 2009) e Biomasse, 2. Auflage (EEG 2009)

e Ubergangsregelung fiir Palm- und Sojadl — Anwendungsfragen und
VerfassungsmaRigkeit, 2. Auflage (EEG 2009

Wind \ Wasser \
Fragen und Antworten zu Fragen und Antworten zu
Windenergie, 1. Auflage (EEG 2009) e \Wasserkraft (EEG 2012)

e Wasserkraft (EEG 2009)

Direktvermarktung \ EEG-Umlage

Fragen und Antworten o Anwendungshilfe zur EEG-Umlage bei Stromspeichern (8 61k
e zur Fernsteuerbarkeit nach § 36 EEG 2014 EEG 2017)
e zur Direktvermarktung (EEG 2012) o Anwendungshilfe zur EEG-Umlage nach dem EEG 2017
e zu Verqutung und Direktvermarktung, e Formulierungshilfe fur einen EVU-Bericht nach § 77 EEG 2014
2. Auflage (EEG 2009) (Berichtsjahr 2015)

o Anwendungshilfe zur EEG-Umlage nach dem EEG 2014, 3. Aufl.
BDEW-Hinweise zur Managementpramienverordnung — | e Vertriebliche Umsetzungshilfe zum EEG 2012 des BDEW
MaPrV, 1. Auflage und 2. Auflage o Vertriebliche Umsetzungshilfe zum EEG 2009 des BDEW, 2. Aufl.

e Vertriebsrechtliche Anderungen, 2. Auflage (EEG 2009)

BDEW-Umsetzungshilfen fir Netzbetreiber

Empfehlungen fur Netzbetreiber zur Umsetzung des Gesetzes fur den Ausbau Erneuerbarer Energien (EEG 2014)

Empfehlungen fur Netzbetreiber zur Umsetzung des Gesetzes fur den Vorrang Erneuerbarer Energien (EEG 2012)

Verfugbar unter www.bdew.de im geschlossenen Mitgliederbereich unter
.Energie / Recht / EEG und KWK-G / Fragen und Antworten zum EEG*
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https://www.bdew.de/internet.nsf/id/5D61AB7FBD231B8FC1257DEB0039723F/$file/BDEW-Anwendungshilfe-Anlagenregister-Endfassung-12022015-final-clean.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/964D45AA2F30F688C1257C4400513704/$file/BDEW-AWH-Hinweise-EEG-Anlagenbegriff-EEG2012-16122013-final-clean.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/89F6A3AFBFDDFCBEC1257B810049AF65/$file/Energie-Info-Plug-In-Solarstromanlagen-Endfassung-final.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_Ausgabe_Hinweise_zur_Anwendung_von_66_Abs_1a_EEG_2009_1_Aufla/$file/BDEW-F%20A-EEG2009-§66IaEEG2009-Wachstumsbeschleunigungsgesetz-1te-Auflage-Endfassung.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Inbetriebnahme_von_EEG-Anlagen_ueber_einen_Jahreswec/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Inbetriebnahme-EEG-Anlagen-Jahreswechsel-….pdf
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https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Messung_und_Messeinrichtungen/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Messung%20und%20Messeinrichtungen-1te_Auflage….pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/75F191881F1A1673C1257E5300306A12/$file/205_Fragen%20und%20Antworten%20zum%20EEG%202014,%20Einspeisemanagement_2015-05-29.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/D4EFBCCA03A85376C1257C0B0031795F/$file/2-Auflage_BDEW-FA-EEG2012-Einspeisemanagement_final_16102013.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/00B559409E744033C1257E53002C9630/$file/210_Fragen%20und%20Antworten%20zum%20EEG%202014,%20Solarstrom_2015-05-27.pdf
https://bdew.de/internet.nsf/id/15F96B9F71D5E6EDC1257C0B0031F3B9/$file/BDEW-FA-EEG2012-Solarstrom-2te-Auflage-16102013-final.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Solarstrom/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Solarstrom-Endfassung-2te-Auflage.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/EC3C48895779E360C1257E4200424FFC/$file/BDEW-Anwendungshilfe%20F+A%20Biomasse-EEG-2014-1te-Auflage-final.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/58DFC05E25A35675C1257D2600409D74/$file/BDEW-F+A-EEG2012-Biomasse-2te%20Auflage-final-clean.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Biomasse/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Biomasse-Endfassung-2te-Auflage.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_uebergangsregelung_fuer_Palm-_und_Sojaoel/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Palm-Sojaoel-AendG-Endfassung-2te-Auflage….pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Windenergie/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Windenergie-Endfassung-2te-Auflage.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/42B2728B5CF4C84BC1257AAE0058DC04/$file/4-BDEW-FAQ-EEG_2012_Wasserkraft.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Wasserkraft/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Wasserkraft-Endfassung-1te-Auflage.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/784DD8E98D81D04FC1257E5300301B56/$file/205_BDEW-Anwendungshilfe%20Fernsteuerbarkeit%20Paragr%2036%20EEG%202014-27052015.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/42B2728B5CF4C84BC1257AAE0058DC04/$file/3-BDEW-FAQ-EEG_2012_Direktvermarktung.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Verguetung_und_Direktvermarktung/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Vergütung+Direktvermarktung-Endfassung-2t….pdf
http://bdew.de/internet.nsf/id/6E1C48CFC0C6699AC1257ABD0049D75F/$file/121120-Energie-Info-Auslegungshilfe-zur-MaPrV-clean-final.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/F53E8C1B170EB460C1257B8100494E12/$file/BDEW-Hinweise-MaPrV-2te-Auflage-final.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/20170711m-anwendungshilfe-eeg-umlage-bei-stromspeichern-p-61k-eeg-2017-de/$file/AWH_EEG-Umlage_Stromspeicher-P61k_EEG-2017.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/20170711m-anwendungshilfe-eeg-umlage-bei-stromspeichern-p-61k-eeg-2017-de/$file/AWH_EEG-Umlage_Stromspeicher-P61k_EEG-2017.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/20170301-anwendungshilfe-zur-eeg-umlage-nach-dem-eeg-2017-de/$file/Anwendungshilfe%20EEG-Umlage%20nach%20dem%20EEG%202017_01.03.2017-final.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/20160923-bdew-formulierungshilfe-fuer-einen-bericht-der-elektrizitaetsversorgungs-nach-p-77-abs-1-s?open&ccm=300120020010
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/20160923-bdew-formulierungshilfe-fuer-einen-bericht-der-elektrizitaetsversorgungs-nach-p-77-abs-1-s?open&ccm=300120020010
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/B05474C3E7922F88C125801E0035CAA2/$file/final-3.Aufl.BDEW-Anwendungshilfe_EEG-Umlage_26082016.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/1F5B040154059F4FC1257B8100498A30/$file/BDEW-Umsetzungshilfe-Vertrieb-EEG-2012-1te-Auflage-Endfassung-final.pdf
http://www.bdew.de/internet.nsf/id/6EC2484E2764A337C125791400284157/$file/BDEW-Umsetzungshilfe-Vertrieb-2te-Auflage-Endfassung.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_20100228_Fragen_und_Antworten_zum_EEG_2009_-_Vertriebsrechtliche_Aenderungen/$file/BDEW-F+A-EEG2009-Vertrieb-Endfassung-2te-Auflage.pdf
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/9B6B1800A44E37D4C1257EEB00315FE5/$file/20151026_BDEW-Umsetzungshilfe%20EEG%202014_Entwurf_final_clean.pdf
http://www.bdew.de/internet.nsf/res/313F1B2B1578A980C1257BEA0052440C/$file/130516%20BDEW-Umsetzungshilfe%20EEG%202012.pdf
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